
g, Bad Schmiedeberg und Amgegend
Erſcheint wöchentlich dreimal Montag, Mittwoch und Freitag abends mit dem
Datum des folgenden Tages. Wöchentliche Beilagen: „Landmanns Sonntagsblatt“
und „SJlluſtriertes Anterhaltungsblatt“. Sezugspreis: Monatlich für Abholer
1,25 M. durch Boten ins Haus gebracht in Kemberg 1,35 M., in den Landorten
1,40 M., durch die Poſt 1,45 M. Im Falle höherer Gewalt Setriebsſtörung
Streik uſw erliſcht jeder Anſpruch auf Lieferung bzw. Rückzahlung des Sezugspreiſes.
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Amtsblatt für den Magiſtrat zu Kemberg,

Anzeigenpreis Die 5geſpaltene Petitzeile oder deren Kaum 15 Pfg., die 3geſpaltene
Koeblamezeile 40 Pſg., Auskunftsgebühr 50 Pfg. Für Aufnohme von
an beſtimmten Tagen und Plätzen, ſowie für richtige Wiedergabe undeutlich ge
ſchriebener oder duech Fernſprecher aufgegebener Anzeigen wird keinerlei Garantie
übernommen. Seilagengebühr: 10, Mk. das Taujend, zuzüglich Poſtgebühre
Schluß der Anzeigenunnahme vormittags 10 Ahr, größere Anzeigen tags zuvor.

Anzeigen

Dienstag, den 24. November 1931 33. Jahrg.
Der Maurer Richard Franz in Kemberg hat

außerhalb der im Zuſammenhange gebauten Stadt Kem-
berg, und zwar an der Straße Kemberg- Bad Schmiede-
berg auf dem Grundſtück Kartenblatt 4 Parzelle Nr. 66
ein Zweifamilienwohnhaus errichtet und die nach S 13 des
Geſetzes vom 25. Auguſt 1876/10. Auguſt 1904 erforderliche

Anſtedlungsgenehmigung
beantragt:

Gegen dieſen Antrag können Eigentümer, Nutzungs
Gebrauchsberechtigte und Pächter der benachbarten Grund
ſtücke innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 21 Tagen beim
Kreisausſchuß in Wittenberg Einſpruch erheben. Der Ein
ſpruch iſt durch Tatſachen zu begründen, die die Annahme
rechtfertigen, daß die Anſiedlung den Schutz der Nutzungen
benachbarter Grundſtücke aus der Land oder Forſtwirt
ſchaft, aus dem Gartenbau, der Jagd oder Fiſcherei ge
fährden werde.

Kemberg, den 21 November 931.

151] Der Magiſtrat.
Donnerstag, den 26. November, 14 Uhr,

Mütterheratungsstunde
im Bürgerſaal.

Kemberg, den 23. November 1931.

152] Der Magiſtrat.
Verkaufsſonntage.

Für den WeihnachtsGeſchäftsverkehr ſind in dieſem
Jahre der 18. und 20. Dezember freigegeben

Kemberg, den 23. November 1931
153] Der Bürgermeiſter als Ortspolizeibehörde.

Memorandum als Ausgangspunkt.
Der Weg zur Reviſionskonferenz.

Das deutſche Memorandüm an den Generalrat der
Jnternationalen Zahlungsbank hat die Aktion eingeleitet, die
die nächſten Wochen mit diplomatiſcher Arbeit ausfüllen
wird. Jn eine international übermäßig günſtige Atmo-
ſphäre konnte dieſer Auftakt nicht fallen. Jn Paris tagt
die Kammer, die zum guten Teil von nationaliſtiſchen Strö-
mungen beherrſcht wird, und überdies wird Frankreich im
nächſten Jahre wählen, ſo daß auch Außenpolitik ſchon mit
dem Seitenblick auf die günſtige Wahlpropaganda betrieben
wird. Jn London iſt eine Nationalregierung zuſtande ge
kommen, die eine ſehr energiſche Verteidigung der engliſchen
Intereſſen anſtrebt, in welchem Punkt es immer ſein mag.
Jn Waſhington wird ſich im nächſten Monat nach langer
Pauſe der Kongreß wieder verſammeln, der zum erſtenmal
zu den großen Ereigniſſen dieſer monatelangen Weltwirt-
ſchaftskriſe, zu der ganzen Entwicklung vom Hooverplan
bis zum deutſchen Reviſionsantrag Stellung nehmen ſoll.
Der Auftakt zu den Reviſionsverhandlungen iſt alſo in eine
Zeit gefallen, die noch keine endgültige Klärung der Stim
müngen und Strömungen in den wichtigſten Gläubiger-
ländern erkennen läßt.

Aus dieſer Atmoſphäre, aus dieſer internationalen
Unſicherheit muß man ſich die Formalitäten und den Cha
rakter der deutſchen Aktion erklären. Es iſt eine Doppel-
aktion eingeleitet worden, die auf zwei verſchiedenen Wegen
dem gleichen Ziel zuſtrebt, auf dem Weg über das offizielle
Inſtrument für die Reviſionsfrage, dem Sonderausſchuß
der Jnternationalen Zahlungsbank, und auf dem zweiten
Weg des Bankenausſchuſſes der deutſchen Privatſchuldner
und der fremden Privatgläubiger. Daß man die Aktion in
zwei Teile zerlegte, war aus Gründen der Zweckmäßigkeit
notwendig. Jede andere Form hätte gerade bei den inneren
Spannungen in den meiſten beteiligten Ländern irgend
welche Intereſſen verletzt, und man hätte ſich mit den
Formalitäten unnötig lange aufhalten müſſen, während doch
alle maßgebenden Staatsmänner ſich darüber klar ſind, daß
es ſich eben nur um Formalitäten handelt und daß das
eigentliche Ziel eine große politiſche Reparationskonferenz
bleibt, auf der man die Verſchuldungs- und Kreditfrage
in ihrer Totalität löſen muß. Die Aktion, die jetzt in Baſel
beginnt und die gleichzeitig in den Hauptſtädten aller Gläu
bigerländer eingeleitet worden iſt, ſtellt, wie das deutſche
Memorandum ſelbſt betont, nur den Ausgangspunkt der
Reviſionsverhandlungen dar. Es handelte ſich darum, die
Verhandlungen überhaupt erſt einmal in Gang zu bringen,
für die Staatsmänner einen Weg zum Konferenztiſch zu
ſchaffen, den ſie beſchreiten konnten, ohne daß ihnen ſofort
Preſtigeverluſt, Verzicht auf irgendwelche Rechte, Schädi
gung irgendwelcher wirklichen oder eingebildeten Intereſſen
vorgeworfen wurde. Das bedeutet natürlich, daß die eigent-
lichen Entſcheidungen auf die große kommende Konferenz
verſchoben ſind, daß man ſie ſchon jetzt aus dem im Young-
plan vorgeſehenen Ausſchuß herausgenommen hat. Das iſt
die eigentliche Aufgabe und das eigentliche Ergebnis der
wochenlangen diplomatiſchen Verhandlungen geweſen.

Offiziell freilich hat der Sonderausſchuß der Inter
nationalen Zahlungsbank freie Hand, Beſchlüſſe zu faſſen.
Es handelt ſich ja bei dem ganzen Reparationsproblem
nicht nür um eine deutſch franzöſiſche Angelegenheit, ſondern
um eine Frage, an der eine Vielzahl von Gläubigermächten
intereſſiert iſt. Infolgedeſſen mußten, um nicht von einer
anderen Macht her in einem ſpäteren Stadium Schwierig-
keiten gewärtigen zu müſſen, die Verhandlungen von vorn
herein auf Formfrägen beſchränkt werden. Daß die anderen
Gläubiger ihre Rechte ſehr entſchieden zu wahren beab
ſichtigen, hat ſich erſt in dieſen Tagen gezeigt, als der neue
engliſche Außenminiſter Simon in Paris den franzöſiſchen
Staatsmännern erklärt hat, daß England, wenn überhaupt
Reparationszahlungen aufrechterhalten würden, ſeinen vol
len Anteil beanſpruchen und nicht zu Gunſten Frankreichs
einen Verzicht ausſprechen würde. Aber gerade aus ſolchen
Erklärungen zeigt ſich bereits die Verknüpfung der Repara
tions und Kreditfrage. Wenn England mit Beſtimmtheit
der franzöſiſchen Regierung klarzumachen ſucht, daß eine
Begünſtigung Frankreichs bei der Neuregelung der Reva
rationen nicht in Betracht kommen könne, ſo liegt der
Grund auch darin, daß England in ſehr ſtarken Umfange,
ebenſo wie Amerika, an den Privatſchulden intereſſiert iſt,
die ſeine Banker deutſchen Privatgläubigern zur Verfügung
geſtellt haben. Wenn man in den offiziellen Schriftſtücken
nicht ausdrücklich das Recht des BJZ. Ausſchuſſes zur Prü
fung der Privatverſchuldung feſtgeſetzt hat, wenn die Frage
der Stillhaltekredite formell einer privaten Aktion über
laſſen worden iſt, ſo werden durch den Zwang der Tat
ſachen beide Fragen doch ſchnell ineinanderfließen, und es
wird dann auf der Konferenz bevollmächtigter Regierungs
vertreter zur Geſamtlöſung kommen.

Das Memorandum in Baſel.
Die Beſtätigung der BJ3.

Die Bank für IJnkernätionalen Zahlungsausgleich be
ſtätigt den Eingang des deutſchen Memorandums. Unmit-
kelbar darauf ſind alle Verwaltungsratsmitglieder der Ban
kelegraphiſch um die Ermächtigung erſucht worden, den Be
rakenden Sonderausſchuß einzuberufen. Außerdem ſind der
Reichsbankpräſident ſowie die Gouverneure der Bank von

rankreich, der Bank von England, der belgiſchen National-
ank, der Bank von Jtalien, der Bank von Japan und der

Federal Reſerve Bank von Neuyork aufgefordert worden
Mitglieder für den Ausſchuß zu ernennen

Der deutſche Antrag veröffentlicht.
Das Memorandum der deutſchen Regierung zur Ein

berufung des im Neuen Plan vorgeſehenen Sonderaus
ſchuſſes iſt veröffentlicht worden. Die deutſche Regierung
ſtellt danach den Antrag, daß die Bank für Jnternationalen
Zahlungsausgleich in Baſel den im Neuen Plan des Haager
Abkommens vom 20. Januar 1930 vorgeſehenen Beraten
den Sonderausſchuß einberuft.

Bereits Anfang Juni dieſes Jahres war die deutſche
Kegierung zu der Ueberzeugung gelangt, daß ſie krotz ſtärtk
ſter Herabſetzung der ſtaatlichen Ausgaben und wiederholter
Erhöhung der Steuerlaſten außerſtande ſein werde, die
Zahlung der Annuikäten des Neuen Planes fortzuſetzen.

Dieſem Entſchluß folgte am 21. Juni die Erklärung des
Präſidenten der Vereinigten Staaten von Amerika, die einen
einjährigen Aufſchüb aller Zahlungen auf Schulden der
Regierungen aus Reparationen und Wiederaufbauſchulden
oorſchlug. Die Hoffnung, daß dieſer Vorſchlag eine ent
ſcheidende Wendung in der Weltkriſe herbeiführen werde,
hat ſich nicht verwirklicht. Die britiſche Regierung ergriff
däher im Juli die Jnikiative zur Einberufung der Lon
doner Konferenz Aus den Empfehlungen der Konferenz
ergäb ſich die Verlängerung des der Reichsbank gewährten
Rediskontkredits, das ſogenannte Baſeler Stillhalteabkom
men und der Bericht des von der Bank für Jnternationalen
Zahlungsausgleich eingeſetzten Baſeler Sachverſtändigen
ausſchuſſes.

So wichtig alle dieſe Maßnahmen waren, um eine
ſchnelle Erleichkerung zu ſchaffen, ſo wären ſie doch
ihrem ganzen Charakter nach nur vorbereitender Natur

Die Londoner Konferenz ſelbſt hat in ihrer Schlußerklärung
feſtgeſtellt, daß die empfohlenen Maßnahmen nur ein erſter
Schritt ſein und daß ſie die Grundlage für eine Aktion von
weiterreichender Bedeutung bilden ſollten.

In den ſeither vergangenen Monaten hat ſich die wirk
ſchaftliche und finanzielle Lage Deutſchlands aufs
äußerſte zugeſpitzt. Die Tatſachen, die dieſe Lage kenn-

zeichnen, ſind allgemein bekannt.
Bei den Ueberlegungen, in welcher Form dieſe Aufgabe
am beſten zu behandeln ſei, iſt letzthin der Gedanke in den
Vordergrund getreten, zunächſt den Beratenden Sonder-
ausſchuß einzuberufen.

Nach dem Neuen Plane iſt für dieſen Antrag die Er-
klärung der Deutſchen Regierung erforderlich, daß ſie in
gutem Glauben zu dem Schluſſe gekommen iſt, daß die Wäh
rung und das Wirtſchaftsleben Deutſchlands durch den teil
weiſen oder vollſtändigen Transfer des aufſchiebbaren
Teiles der Annuitäten ernſtlich in Gefahr gebracht werden
könnten.“

Indem die Deutſche Regierung dieſe Erklärung abgibt,
muß ſie zum Ausdruck bringen, daß eine ſolche Erklärung
der gegenwärkigen Sachlage nicht gerecht wird. Seit der
Aufſtellung des Neuen Planes iſt die wirtſchaftliche und fi-

nanzielle Lage in der Welt, insbeſondere in Deutſchland,
durch eine Kriſe ohne gleichen von Grund auf geänderi
worden.

Da der Neue Plan dem Beratenden Sonderausſchuß die
Aufgabe zuweiſt, die Lage unter allen Geſichtspunkten zu
prüfen, muß der Ausſchuß das Problem in ſeiner Geſamt
heit und unter Berückſichtigung aller ſeiner Faktoren prü-
fen und hierbei insbeſondere berückſichtigen,

daß die Frage der privaten Verſchuldung Deukſchlands
rechtzeitig vor Ende Februar nächſten Jahres neu ge

regelt ſein muß, und zwar durch eine Vereinbarung,
die zwiſchen ausländiſchen Gläubigern und deutſchen

Schuldnern zu kreffen iſt.
Da die gegenwärtigen Verhältniſſe die größte Beſchleu-

nigung der zu kreffenden Maßnahmen erfordern, ſchlägt die
Deutſche Regierung vor, daß der Berakende Sonderausſchuf
unverzüglich zuſammentkrikt, und daß er ſeine Arbeiten ſo
ſchnell als möglich erledigt, damit ſchon in nächſter Zeit eine
Konferenz derjenigen Regierungen ſtattfinden kann, die fü
die alsdann zu faſſenden Entſchlüſſe zuſtändig ſind.

Landwirtſchaft verläßt den Beirat.
Ein Brief an den Reichskanzler

Die Vertreter der Landwirtſchaft im Wirtſchaftsbeira
der Reichsregierung haben an den Reichskanzler ein Schrei
ben gerichtet in dem ſes u a. heißt: Leider müſſen wir nach
mehrwöchigen Verhandlungen feſtſtellen, daß wir von eine
Klärung der Grundprobleme noch weit entfernt ſind, nich
ületzt deshalb, weil die Reichsregierung es nach unſerer
eberzeugung an der erforderlichen Jnitiative in den Ver

handlungen des Wirtſchaftsbeirats hat fehlen laſſen. Aber
dieſe Feſtſtellung hätte uns allein nicht veranlaſſen können
von einer weiteren Mitarbeit in dem Wirtſchaftsbeirat ab
zuſehen, wenn nicht durch den Erlaß der neuen Notverord
nung über die Oſthilfe eine gänz neue Situation geſchaffen
worden wäre, die wir nicht hinzunehmen vermögen

Es wäre unſeres Erachtens Pflicht der Reichsregierung
geweſen, in Uebereinſtimmung mit dem Wirtſchafts
beirat das geſamte Programm der Wirtſchafts und
Finanzſanierung einheitlich zu beſchließen, anſtatt eine

einzelne Maßnahme vorher herauszugreifen
Wir können ſolche Methoden durch unſere weitere Mit
arbeit im e re nicht mit unſerer Verantwortung
decken, da kein Bauer in Weſt oder Süddeutſchland es ver
ſtehen würde daß die zum Teil rückſichtsloſe Eintreibung
der von ihm aufzubringenden Laſten fortgeht und zu ſtei
genden Zwangsverſteigerungen führt, während gleichzeitig
ein genereller Schutz für den Oſten ausgeſprochen wird
Der gegenwärtige Zuſtand iſt um ſo untragbarer, als die
Reichsregierung trotz der immer wiederholten Vorſtellungen
der landwirtſchaftlichen Führer in den letzten Jahren nichts
Entſcheidendes für den Schutz der bäuerlichen Veredlungs
wirtſchaft getan hat und als gerade die Preisentwicklung
für die Erzeugniſſe der bäuerlichen Wirtſchaft einen ver
hängnisvollen Verlauf genommen hat und die Verzweif
lüngsſtimmung in weiteſten Kreiſen gerade des Bauern
ſtandes Formen anzunehmen droht, die zu einer Gefahr für
unſer Land werden müſſen.

Wir betonen ausdrücklich, daß wir für die ungeheure
Not des Oſtens, insbeſondere der öſtlichen Landwirtſchaft,
volles Verſtändnis haben, und daß wir alle geeigneten
Maßnahmen zur Linderung dieſer Rot begrüßen, daß aber
dieſe Maßnahmen nur im Rahmen eines durchgreifenden
Hilfsprogramms für die geſamte deutſche Landwirkſchaft
von uns verkreken werden können.

Solange aber bei der Reichsregierung ein Geſamtpro
gramm nicht erkennbar iſt, ſolange an der Methode der
Einzelmaßnahmen feſtgehalten wird, ſolange die wichtigſten
und ſofort durchführbaren Maßnahmen wir erinnern nur
an den Butterzoll und die Droſſelung entbehrlicher Einfuh
ren durch entſprechende Deviſenbewirtſchaftung immer
wieder hinausgeſchoben werden, vermögen wir uns auch
oon den Arbeiten des Wirtſchaftsbeirats keinen durchſchla
genden Erfolg zu verſprechen
Wir werden deshalb den Arbeiten fernbleiben, bis ſich

die Regierung zu einer Aenderung dieſer Mekhoden und zur
Aufſtellung eines klaren Programms zwecks Durchführung
der zur Rektung der geſamken Landwirtſchaft erforderlichen
Maßnahmen entſchließt.

Es wird offiziell beſtätigt, daß die drei Vertreter der
Landwirtſchaft im Wirtſchaſtsbeirat der Reichsregierung
ihren Austritt aus dieſem Gremium erklärt haben.

Es handelt ſich dabei um den Präſidenten des Deutſchen
Landwirtſchaftsraks Dr. Brandes-Königsberg, um den Guks-
beſitzer Dr. Holtmeier- Weſtfalen und um den Präſidenten
der Landwirkſchaftskammer Brandenburg, Rittergutsbeſitzer
von Oppen-Dannenwalde.

Es heißt, daß Differenzen mit den Gewerkſchaftsver-
tretern die Urſache des Austritts gebildet hätten, und daß
deshalb ſogar die Möglichkeit eines Austritts der Gewerk
ſchaftsvertreter beſtanden habe. Da die Verhandlungen des
Wirtſchaftsbeirats vertraulich ſind, iſt vorläufig auch keine
Stellungnahme der Regierung zu den Differenzen bekannt-
gegeben.

Es wird vielmehr nur bekont, daß man keineswegs von
einem „Auffliegen“ des Wirkichaflsbeirats ſprechen könne.
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daß vielmehr ſogar in zahlreichen Punkten eine Einigkeit
erzielt ſei und daß es bei den Tagungsdispoſitionen des
Beirats verbleibe.

Der Konſſift im Beirat.
Keine Ankwortk an die land wirtſchaftlichen Mitglieder.

e Berlin, 21. November.
Die Reichsregierung beabſichtigt, keine förmliche Beant

wortung des Schreibens der drei land wirtſchaftlichen Mit
glieder des Wirtſchaftsbeirats Dr. Brandes, Dr. Holtmeier
und von Oppen. Da dieſe Herren ebenſo wie die übrigen
Mitglieder des Wirtſchaftsbeirates durch den Herrn Reichs
n perſönlich in den Wirtſchaftsbeirat berufen wor
en ſind wird das Erſtaunen darüber nicht unterdrückt,

daß der Brief veröffentlicht worden iſt ohne daß vorher
dem Reichspräſidenten oder der Reichsregierung von dem
beabſichtigten Schritt der Herren, Kenntnis gegeben wurde.

Der Jnhalt des Briefes geht, wie amtklicherſeits betoni
wird, von falſchen Vorausſetzungen aus. Die Reichsregie-
rung hat dauernd mit Nachdruck bekont, daß ihre verfaſ
ſungsmäßige Zuſtändigkeit. in eigener Entſchließung ein
Wirkſchafksprogramm aufzuſtellen, durch die Arbeiten des
Wirkſchaftsbeirakes in keiner Weiſe berührt werden ſollke,

Jm übrigen wird feſtgeſtellt, daß die große Not der
deutſchen Landwirtſchaft bei den Beratungen des Wirt
ſchaftsbeirates durchaus anerkannt worden iſt

Da entſcheidende Fragen der bevorſtehenden Früh
jahrsbeſtellung und damit

die Sicherung der Ernährung
des deutſchen Volkes auf dem Spiele ſtanden, hatte die
Reichsregierung geglaubt, den Reichspräſidenten ſchon vor
endgültiger Feſtſtellung des übrigen Wirtſchaftsprogramms
Maßnahmen zum Erlaß einer geſonderten Notverordnun
vorſchlagen zu ſollen.

Ein ſolcher Schritt der Reichsregierung war gerade
von den berufenen Vertretern der Landwirtſchaft des deut
ſchen Oſtens mit ſoforkiger Wirkung verlangt worden.

Die Haltung der drei land wirtſchaftlichen Vertreter des
Wirtſchaftsbeirates erſcheint daher nur um ſo unverſtänd
licher, zumal ihnen vor Erlaß dieſer Notverordnung deren
Jnhalt mitgeteilt und von ihnen übereinſtimmend gebilligt
worden war
Daskommende Wirtſchaftsprogramm

Die Haupkarbeit der Reichsregierung.

8 Berlin, 22. November.
Nach Abſchluß der Beratungen des Wirtſchaftsbeirate

wird das Reichskabinett die Arbeiten zur Fertigſtellung de
Wirtſchaftsprogramms aufnehmen. Umfangreiche Vorberei
n ſind in den Reichsminiſterien bereits getroffer
worden.

Die Kabinekksberakungen werden vorausſichtlich die
letzte Novemberwoche voll in Anſpruch nehmen. Es beſteh
aber die Abſicht, ſo ſchnell wie möglich zu Entſcheidunger
zu kommen, da die Beratungen des Wirtſchaftsbeirats ſich
über einen längeren Zeitraum erſtreckt haben, als urſprüng
lich vorgeſehen war.

Die kommenden Beratungen werden ſich auf zwei Ge
biete erſtrecken auf die Maßnahmen zur Kriſenüberwindung
und auf die Maßnahmen zur Haushältsſicherung. Auf dem
erſten Gebiet ſind Teilfragen wie die vorſtädtiſche Rand
n bereits in der Oktober- Notverordnung oder wie
ie Oſthilfe durch eine Sondernotverordnung geregelt wor

den. Die Reichsregierung wird jetzt vor allem zu entſcheiden
haben, in welcher Weiſe ſie gegen die Preisbindungen vor
gehen will, um eine des der Lebenshaltungskoſten zu
erzwingen. Weiter wird die Lohnfrage erörtert werden und
die Anwendung von Maßnahmen zur Verkürzung der Ar
beitszeit. Gleichzeitig werden aber auch die Vorausſetzun
gen für die Mietenſenkung in Altwohnungen und Neu
bäuten geſchaffen werden müſſen. Jn den Rahmen des
Kriſenüberwindungsprogramms gehört auch eine verſtärkte
Anſetzung von Siedlern. Zwiſchen Reich und Preußen ſind
nunmehr endgültig neue Richtlinien zur Siedlung verein
bart worden, die vor allen Dingen eine Förderung der
Primitivſiedlung bezwecken. Zugleich wird die Reichsregie
rung noch zu entſcheiden haben, ob und in welcher Form
die elaſtiſchere Geſtaltung der Tarife von der der Reichs
kanzler Dr. Brüning in der Regierungserklärung geſprochen
hat, durchgeführt werden ſoll. Die Abſicht iſt dabei, die
Tarife für einen kürzeren Zeitraum abzuſchließen, ſie mit
einer Kündigungsklauſel zu verſehen und das Tarifgebiet
branchenmäßig ſtärker einzuengen

Bei den Maßnahmen zur Haushalisſicherung wird es
ſich darum handeln, Entſcheidungen finanzieller Art zu
kreffen, die vor allem den Ausgleich der Haushalte der

Länder und Gemeinden zur Folge haben.
Dabei handelt es ſich im weſentlichen um die Aufrechterhal-
tung der Wohlfahrtserwerbsloſenfürſorge. Die preußiſche
Regierung wird entſprechende Schritte bei der Reichsregie
rung unternehmen. Auch aus den übrigen Ländern liegen
bereits Anregungen vor. Angeſichts dieſer Tatſache iſt mit
einer Finanzminiſterkonferenz zu rechnen, bevor die letzten
Beſchlüſſe gefaßt worden ſind. Der Kernpunkt der Frage
wird dabei ſein, ob der Reichskanzler Dr. Brüning jetzt den
Augenblick für gekommen erachtet, um jene Einſetzung der
Reſerven duürchzuführen, die für den Ernſtfall vorbehalten
geblieben ſind. Gleichzeitig wird vorausſichtlich noch einmal
verſucht werdèen, eine Erleichterung von der Ausgabenſeite
her zu bringen. Dabei wird zu erörtern ſein, ob die Pläne
des Reichsarbeitsminiſters im Hinblick auf eine Verein
fachung der Verwaltung der Sozialverſicherung bereits ſo
weit gediehen ſind, daß ſie in die Tat umgeſetzt werden
können. Es muß beachtet werden, daß den Hauptnutzen
einſtweilen noch nicht das Reich, ſondern die Wirtſchaft und
die Verſicherten haben werden.

Induſtrie gegen Dietrich.
Eine Erklärung des Reichsverbandes.

Der Reichsverband der deutſchen Induſtrie wendet ſich
gegen Ausführungen, die Reichsfinanzminiſter Dr. Die
trich dieſer Tage über einzelne Gruppen des deutſchen Un
ternehmertums getan habe. Dietrichs Kritik der großen Kon
zerne, die angeblich mit allen möglichen Dingen zu handeln
beginnen und dann Pleite gehen, was der Miniſter ge
ſchmackvollerweiſe als Stinnes-Taktik bezeichnet, ſtellt nicht
nur eine unberechtigte Verallgemeinerung dar, ſondern
ine auch völlig die Auffaſſungen in der Induſtrie
elbſt.

Angeheuerlich iſt die Behauptung des Reichsfinanz
miniſters, daßz von der Großinduſtrie (und den Ban
ken) vorausſichtlich kein Des Steuern zu holen ſein

werde.
Wir hatten geglaubt, daß dieſer von einem dem Finanz-
miniſter politiſch naheſtehenden Blatte verbreitete Paſſus
aus ſeiner Wahlrede in Frankfurt a. M. alsbald eine kate
goriſche Berichtigung erfahren würde. Nachdem wir mehr
als acht Tage vergeblich auf eine ſolche Berichtigung ge
wartet haben, müſſen wir annehmen, daß dieſe Worte wirk
lich gefallen ſind. Miniſter Dietrich wird vorausſichtlich
ſeine Worte dahin auslegen, daß er nur die Ertragsſteuern
im Auge gehabt habe.

Takſächlich müſſen ſeine Ausführungen die demago
giſche Wirkung haben, daß der einfäche, Lehnſteuern ent
richtende Arbeiter glaubt, es werde von kompetenker Seite
beſtätigt, daß er ſeine Steuern bis auf den letzten Pfennig

Zum 70. Geburtstag Geheimrat Biers.
Geheimrat Prof. Dr. Auguſt Bier, der hochverdiente For
ſcher und Operateur, Direktor der Chirurgiſchen Univerſi-
tätsklinik, der bekanntlich jüngſt zum Ehrenmitglied der Me
diziniſchen Geſellſchaft gewählt wurde, begeht am 24. No

vember ſeinen 70. Geburtstag

Pothon von Elsbefh Borchar
18. Fortſetzung. (Nachdruck verboten.)

„Gut freilich nicht. Mit den beiden Komteſſen kommt
halt keine aus und wenn ſich eine unterſteht und bei der
Gnädigen über die Mädels klagt, wird ſie unbarmherzig
Knall und Fall fortgeſchickt. Fünf ſind ſchon in einem
Jahre dageweſen und morgen ſoll, glaub' ich, die ſechſte
antreten.“

Jlſe horchte hoch auf und ihr Herz klopfte ſtürmiſch
bei den lehten Worten der alten Bäuerin. Eine recht tröſt
liche ermutigende Ausſicht, die ihr in der Zukunft winkte!
Welche Kämpfe, welches Leben ſtanden ihr bevor!
Sie ſeufzte leiſe, aber ſogleich richtete ſie ſich ſtolz auf:
Rein, ſie wollte ſich nicht hange machen und ſich ihr klares
Urteil nicht trüben laſſen; ſelbſt mußte ſie ſehen und erfah
ren, und ſie war ja ſtark und mutig und bereit, einem
Sturm von Widerwärtigkeiten zu trotzen.

„Gut, daß ich keine Goupernante bin,“ antwortete
unterdes Fränzel, „aber ein biſſel —graul ich mich
auch noch vor dem verrückten Grafen.

„So, ſo. Jſt dir auch ſchon einer mit der dumnmen
Geſchichte gekommen Na, wenn du weiter nichts zu be
fürchten haſt, danke der heiligen Jungfrau. Der Graf Kon
rad, was der eigentliche Beſitzer von Tworrau iſt. t n
lieber, guter Herr, der keinem Menſchen etwas zuleide
tut, und wenn man ihn trifft und er erkennt einen, dann
hat er immer ein freundliches Wort für uns, und wir ſind
doch nur arme Tagelöhnerfrauen, die die gnädige Frau
Mama keines Blickes würdigen würde. Freilich ein biſſel
fonderbar iſt der Graf Konrad ſchon: den ganzen Tag ſitzt
er über ſeinen Büchern im unbewohnten linken Flügel
des Schloſſes und um ihn herum ſteht merkwürdiger Kram.
Aus alten Gräbern hat er ihn geholt, ſagt der Wilhelm,
ſein Diener. Schauerlich iſt ſowas. Auch wenn nan ihn
manchmal im Walde trifft, ſo ganz in ſich verſunken und

zahlen inuß, wahrend die Großkonzerne zu den Finanzbe
dürfniſſen der öffentlichen Hand abſolut nichts beitragen.

Dem Reichsfinanzminiſter kann nicht unbekannt ſein,
oaß die induſtriellen Unternehmer neben den Ertrags
ſteuern noch eine Unzahl anderer Steuern ohne Rückſicht
auf etwa erzielte Gewinne zu entrichten haben. Jm weite-
ren Verlauf wird geſagt, daß nach den Ermittlungen des
Reichsverbandes bei den induſtriellen Unternehmungen die
an den Ertrag anknüpfenden Steuern nur 36,7 bis 45 Pro
zent der Geſamtſteuerlaſt ausmachten. Bei einigen Unter
nehmungen, und gerade den größten, ſeien es vielfach nur
20 bis 25 Prozent und noch weniger. Seit dem Jahre 1927
ſeien die Erträge in der Jnduſtrie von Jahr zu Jahr ſehr
ſtark zurückgegangen. Die Belaſtung mit den nicht an den
Ertrag gebundenen Steuern habe ſich kaum geändert. Wie
der Finanzminiſter demgegenüber behaupten könne, daß
von den Großkonzernen kein Pfennig Steuern zu holen
ſei, bleibe unerfindlich.

Klepper an die Beamtenſchaft.
Vorläufig keine Gehalkskürzungen.

Berlin, 21. November
Die Preſſeſtelle des Deutſchen Beamtenbundes teilt mit:

„Am Donnerstag, den 19. November, empfing der neue
preußiſche Finanzminiſter Klepper die Vertreter des
Preußiſchen Beamtenbundes. Die Herren trugen die
Wünſche und Sorgen der preußiſchen Beamtenſchaft vor
unter beſonderem Hinweis auf einzelne Härten der letzten
preußiſchen Notverordnung vom 12. September. Der Fi
nanzminiſter bat um eine ſchriftliche Formulierung dieſer
Wünſche und ſagte eine Prüfüng zu. Jn dieſem Zuſammen
hang wieſen die Vertreter des Preußiſchen Beamtenbundes
auf die Beunruhigung hin, die innerhalb der Beamten
ſchaft durch die Gerüchte über bevorſtehende weitere Ge
haltskürzungen entſtanden ſei.

Sktaatsminiſter Klepper wies demgegenüber darauf hin,
daß nach ſeiner Auffaſſung weitere Gehaltskürzungen ſo
lange als ausgeſchloſſen anzuſehen ſeien, ſolange nicht eine
fühlbare Senkung der Lebenshalkungskoſten eingetreten ſei.

Zur Sicherung der Ruhe.
Verordnungen für den Freiſtagat Preußen.

Der preußiſche Miniſter des Jnnern hat unterm 20.
November d. J. einen Runderlaß und zwei Polizeiver
ordnungen zur Sicherung von Ruhe und Ordnung heraus
gegeben

Angeſichts der wirtſchaftlich und politiſch beſonders ge
ſpannten Lage werden die Polizeibehörden erſucht

unker Anlegung ſtrengſten. Maßſtabes Verſammlungen,
in denen wenn auch nur in verſchleierker Form
zu Gewalttkätigkeiten aufgefordert oder angereizt wird, ſo
fort gufzulöſen,
Verſammlungen, bei denen, insbeſondere nach der
Perſon des Redners, die Beſorgnis ſolcher Verſköße be
ſtehk, vorbeugend zu verbieken oder jedenfalls nur
unter Ausſchluß ſolcher Redner zuzulaſſen.

Die entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe von Wäaffen,
die ihrer Nakur nach dazu beſtimmt ſind, durch Hieb, Stoß
oder Skich Verletzungen beizubringen (Hieb- oder Sloß-
waffen), an Perſonen unker 20 Jahren iſt verboken.

Eine zweite Verordnung verbietet in der Zeit von 17
bis 7 Uhr Gelände- und Ordnungsübungen (Geländeſpiele,
Geländeſport uſw.) und Vorbereitungen dazu ſowie alle
Märſche in geſchloſſener Ordnung unker freiem Himmel.

Uebertretungen der Verbote werden mit empfindlichen
Sträfen belegt. Die Verordnungen treten mit dem Tage
hrer Verkündung in Kraft.

RundfunkKonflikt beigelegt.
Groener bei Braun.

Die bereits angekündigte Ausſprache zwiſchen dem
Reichsinnenminiſter Groener und dem preußiſchen Miniſter
präſidenten. Dr. Braun über die Meinungsverſchiedenheiten
wegen der von Höltermann am 9. November im Berliner
Rundfunk gehaltenen Rede hat am Freitag ſtattgefunden.
Reichsinnen miniſter Groener hat den Miniſterpräſidenten
Braun aufgeſucht und ſich länger als eine Stunde mit ihm
unterhalten.

Die Ankerredung ſei durchaus in freundſchaftlichem Geiſte
oerlaufen. Es habe ſich über die ſtriktige ſe eine abſolute
Uebereinſtimmung zwiſchen beiden Miniſtern herausgeſtellt.

nicht bemerkend, was um ihn herum vorgeht, da kommt
einem wohl der Gedanke, daß er nicht recht bei Troſt iſt.
Aber, Fränzel“, ihre Stimme mähßigte ſich zum Flüſterton
herab, „ich glaub's halt doch nicht. Die Geſchichte hängt
anders zuſammen. Jm ganzen Dorf liebt man ihn, den
angeſtammten Herrn, und möchte die Herrſchaft der Grä
fin gern abſchükteln. Aber das iſt es ja eben er überläßt
die Zügel der Wirtſchaft nur zu gern der gnädigen Stief
mutker, um ganz ſeinen Studien leben zu können. Er küm
mert ſich um nichts und ich ſehe es noch kommen, daß der
Stiefbruder, der flotte Leutnant Horſt, einmal das Gut

bekommt.“ e„Jſt er hübſch?“ fragte Fränzel ziemlich naiv und
unzweckmäßig dazwiſchen.

„Dummes Ding!“ fuhr ſie die Tante rauh an. „Für
euch junges Volk wird er ſchon hübſch ſein, aber er iſt ein
Leichtfuß, der es mit der Ehre von ſolchen jungen Din
gern, wie du eins biſt, nicht ſo genau nimmt. Höre,“ ſetzte
ſie mit drohender Stimme hinzu ſollte ich dich je mit
Graf Horſt zuſammenſehen, dann ſollſt du deine Tante ken

nen lernen. tFränzel lachte und zeigte dabei eine Reihe blendend
weißer Zähne

„Na, na, Tantel, mit dem jungen Herrn ein Wort
reden, iſt doch keine Sünde.“

„Freilich iſt es eine Sünde, von der dich kein Beicht
vater freiſprechen wird!“

Wieder lachte Fränzel über ihr ganzes rotbackiges
Bauerngeſicht.

Jlſe hob jetzt den Kopf und betrachtete das Mädchen
intereſſiert.

Ob dieſes Betrachten die beiden Frauen erſt auf ihre
Gegenwart aufmerkſam gemacht hatte? Sie Fingen plötz
lich an, ſich polniſch zu unterhalten, und Jlſe verſtand

davon kein Wort. JSie hatte auch genug gehört und verſank nun in ein
tiefes Nachdenken. Faſt hätte ſie darüber das Einfahren
des Perſonenzuges, der ſie nach Tworrau bringen ſollte.
verpaßt, wenn nicht der Portier mit der großen Glocke im
Warteſaal erſchienen wäre und zum Einſteigen gemahnt

hätte. Schnell nahm ſie ihre Handtaſche und eilte auf
den Bahnſteig. Ein Abteil war bald gefunden; es dauerte
d nicht lange und der Zug fuhr ſchnaubend und pruſtend
weiter.

Jlſe war ſo mit ihren eigenen Gedanken während die
ſer Fahrt beſchäftigt, daß ſie erſchrak, als der Schaffner
plötzlich die Tür aufriß und „Tworrau“ hineinrief. Schnell
zog ſie ihre Taſche aus dem Netz und ſtieg aus.

Sie blieb eine Weile auf dem kleinen Bahnſteig ſtehen
und hielt Amſchau. Nur die beiden Frauen, die ſie in R.
kennen gelernt hatte, waren ausgeſtiegen und gingen ſoeben
dem Ausgang zu.

Jlſe wartete, bis der Zug abgefahren war, dann
näherte ſie ſich dem Stationsvorſteher und fragte ihn,
ob ein Wagen von Schloß Tworrau am Bahnhof wäre.

Der Bahnhofsvorſteher, ein wohlbeleibter Herr mit
kleinen, zwinkernden Aeuglein, muſterte die iunge, fremde
Dame zuerſt ganz ungeniert und mit unverhohlenep
Wohlgefallen, ehe er antwortete

„Ein Wagen vom Schloß? Habe keinen geſehen. Hat
ten Fräulein ihn beſtellt

„Beſtellt?“ fragte Jlſe ganz verwundert. „Man er
derte doch heute, ich bin ja die neue Erzieherir

er

„Wer? Was?“ rief er inzwiſchen und brach darauf
in ein wahrhaft homeriſches Lachen aus.

Jlſe wurde von dieſem Lachen unangenehm berührt
und runzelte unmutig die Stirn. Da faßte ſich der an
ſich gutmütige Mann.

„Na, nichts für ungut, Fräulein, aber es war halt
zu komiſch, daß Sie annahmen, man würde Jhnen eine
Galakutſche zum Empfang ſchicken. Für Gouvernanten
hat man in Tworrau keinen Wagen übrig. Aber es iſt
nicht weit nach dem Schloſſe, ein ſchöner Weg, faſt immer
durch den Wald. Jn einer guten halben Stunde können
ſie dort ſein. Morgen holt der Friedrich dann ihr Ge
päck.“

(Fortſetzung folgt.)



Grandis AmerikaReiſe.
Einmütkige Auffaſſung in Rom und Wajſhingkon.

Waſhington, 21. November
Ein gemeinſam ausgearbeitetes Communique zieht den

Schlußſtrich unter den politiſchen Teil der Amerikareiſe des
talieniſchen Außenminiſters Grandi. Der Miniſter bleibt
noch einige Tage in den Vereinigten Staaten, es ſind noch
eine Reihe von Empfängen und beſonderen Veranſtaltun
gen vorgeſehen, die Waſhingtoner Beſprechungen aber, der
eigentliche Kern dieſes politiſchen Zwiſchenſpiels, ſind abge
ſchloſſen. Die amerikaniſche und die italienſche Preſſe geben
ihrer Befriedigung über den Verlauf der Beſprechungen
zwiſchen Grandi und den amerikaniſchen Staatsmännern
lebhaften Ausdruck

Die formulierke Verlautbarung über den Verlauf dieſer
Beſprechungen bringt nakürlich keine Aeberraſchung, ſie
bringt auch keine irgendwie geartete Bindung, aber ſie be
ſtätigt die Einmütigkeit der Auffaſſungen in Waſhington
und in Rom über die Probleme, die im Vordergrund der
Weltpolitik und der europäiſchen Politik ſtehen.

Gerade die Tatſache, daß keinerlei Abhängigkeit mate
rieller Art der Anlaß dieſer Ausſprache war, macht dieſes
Einverſtändnis zwiſchen den beiden Regierungen beſonders
wertvoll und iſt eine Gewähr für den Beſtand ihrer frei
willigen Zuſammenarbeit an den Aufgaben der Abrüſtung
und der Ueberwindung des wirtſchaftlichen Notſtandes. Der
Ausdruck des Vertrauens auf den praktiſchen Wert und die
praktiſche Auswirkung dieſer Zuſammenarbeit, mit dem das
gemeinſame Communique ſchließt, iſt deshalb eine wertvolle
Verheißung für die vor der europäiſchen Politik ſtehenden
Aufgaben.
200 000 A. Leute im Reichsgebiet?

Aus einem Polizeivorkrag.
Berlin, 22. Novemver.

Auf einem vom preußiſchen Jnnenminiſter Severing
in Gegenwart des Reichsinnenminiſters Groener und an
derer bekannter Perſönlichkeiten des öffentlichen Lebens ver
anſtalteten Polizeiabend ſprach der Polizeimajor Ratoliffe
vom Polizei Inſtitut Charlottenburg über das Thema „Auf
Bau und Taktik der rechts und linksradikalen Organiſatio
nen“. Der Referent legte dar, man habe bei den radikalen
Gruppen links und rechts eingeſehen, daß die früheren

Putſche in Deutſchland am Mangel an geeigneten taktiſchen
Führern geſcheitert ſeien. Deshalb werde bei den Radikalen
eine planmäßige Führerſchulung betrieben, deren Ergebnis
ſich bei den Demonſtrationen der jüngſten Vergangenheit ge
zeigt habe. Die Kommuniſten ſchickten geeignete Leute, die
aber nie als prominente Politiker hervorzutreten hätten,
zur entſpreck nden Ausbildung nach Sowſjetrußland. Bei
den Nationalſozialiſten beſtehe ein dem ehemaligen Mili-
tärkabinett nachgebildetes Perſonalamt.

Während bei der KPD. infolge des Verboks des Roken
Fronkkämpferbundes die Ausbildung zu Gewalkakken ge
heim betrieben werden wäſſe und darunter kechniſch-kaktiſch
„leide“, beſtehe in den Abteilungen eine ſtraffe organi
ſierke militäriſche Organiſetion, die entſprechend der Gliede-
rung des Heeres bis zur Diviſion aufgezogen ſei.

Mit der Politik ſollten ſich die SA. Leute nach Weiſung
Der Parteiführung nicht beſchäftigen. Ein Jnſpekteur be
reiſe dauernd das ganze Reichsgebiet zur Beſichtigung der
SA. Gruppen und um über die Stimmung in ihnen Bericht
zu erſtatten.

Die SA. ſeien mit Kraftfahrabteilungen, Flugzeugen
uſw. verſehen, ſo daß ſie ſich im Ernſſfalle von einem even
tuellen Verkehrsſtreit wenig berührt glaubken. Die Slkärke
der A. habe am 1. Oktober im Reichsgebiet etwa 200 000
Mann bekragen.

Was die Bewaffnung anlange, ſo ſei nicht wahrſchein
Aich, daß die kommuniſtiſchen Trüpps über nennenswerte
Beſtände von ſchweren Waffen verfügen. Die SA. ver
biete grundſätzlich den Beſitz von Waffen, um einem Ver

bot vorzubeugen. Sie glaube, wie Dr. Goebbels aus
geſprochen habe, daß ſie im geeigneten Augenblick auch zu
Waffen kommen werde.

Miniſter a. O. von Loebell F.
Nach langer, ſchwerer Krankheit verſtarb in Branden-

burg (Havel) der frühere vreußiſche Innenminiſter Friedrich
Wilhelm von Loebell.

Der Verſtorbene wurde im Jahre 1855 in Kloſter Lehnin
n der Provinz Brandenburg geboren. Nach dem Beſuch der
Ritterakademie in Brandenburg ſtudierte er in Straßburg und
Leipzig, wurde 1883 Regierungsaſſeſſor und 1889 zum Landrai
des Kreiſes Weſthavelland ernannt. 1888 trat er als Mitglied der
konſervativen Fraktion in den Reichstag ein, aus dem er aber
1900 wieder ausſchied. 1901 zog er als Mitglied der Konſervativer
Partei in das Preußiſche Abgeordnetenhaus ein; 1904 legte er ſein
Mandat nieder, nachdem er zum Vortragenden Rat in der Reichs
kanzlei ernannt worden war. Als Bülow 1909 aus ſeinem Amte
chied, zog auch Loebell aus der Reichskanzlei aus. Jm April 1914
erhielt er die Berufung zum preußiſchen Jnnenminiſter. 1917 traſ
er von dem Amt zurück und erhielt nunmehr die Berufung zum
Oberpräſidenten von Brandenburg. Nach ſeinem Abſchied im
Mai 1919 wurde Loebell zum Präſidenten des Reichsbürgerrats
ernannt und trat nochmals 1925 durch die Gründung des Reichs
bürgerblocks, der ſich die Wahl Hindenburgs zum Reichspräſidenten
zum Ziel geſetzt hatte, in Erſcheinung.

Deutſche Tagesſchau.
Ein Erlaß des Reichspräſidenten.

Der Reichspräſident hat einen Erlaß herausgegeben, in dem
es heißt: „Der Reichsverweſer des Königreichs Ungarn hat mir
die Jnhaberſchaft des dritten HonvedJnfanterie- Regiments über
geben und zu dieſem Zweck eine Offizier- Abordnung des Regi
ments zu mir entfandt. Dieſe mir durch die ungariſche Nation
und durch die ruhmreiche ungariſche Armee dargebrachte außer
ordentliche Ehrung erfüllt mich mit Stolz und Freude und iſt mir
ein Zeichen dafür, daß die Gefühle der in vielen Schlachten des
Weltkrieges erprobten Waffenbrüderſchaft noch heute fortleben. Jch
ſehe die hohe Auszeichnung meiner Perſon zugleich als eine
Shrung der deutſchen Wehrmacht an.“

Um das Zugabeverbok.
Der Reichsausſchuß für däs Zugabeverbot hat an den Reichs

rat zu dem Entwurf des Reichsgeſetzes über die Gewährung von
Zugaben zu Waren oder Leiſtungen eine Eingabe gerichtet, die
ſeiner bekannten grundſätzlichen Einſtellung entſpricht und eine
völlige Beſeitigung des Zugabeweſens fordert. Die Eingabe wen
det ſich gegen die Beſchränkung auf den Einzelhandel und andere
Einſchränkungen des Verbots und betont, daß ein generelles
Zugabeverbot eine Vermehrung der Arbeitsgelegenheit bringen
werde.

Aus der Heimat und dem Reiche.
Kemberg, den 23. November 1931

Dem Gedächtnis der Toten war der geſtrige Sonn
tag geweiht. Das herrliche Novemberwetter veranlaßte
viele, den Weg nach dem Friedhof zu nehmen, um dort
der lieben Toten zu gedenken und ihre Gräber zu ſchmücken
Aber auch auf dem Ehrenfriedhof zeigte Blumenſchmuck,
daß die Gefallenen, die fern der Heimat ruhen, immer im
Gedächtnis der Lebenden bleiben werben. Am Denkmal
hatten die Stadt und das Reichsbanner SchwarzRot Gold
Kränze niedergelegt, der MännerTurnVerein am Gedenk-
ſtein auf dem Sportplatz.

Soll man heutzutage ſparen? In der Gegenwart
hört man oft die Frage: Soll man ſein Geld ausgeben
oder ſoll man ſparen? Oft wird dann geantwortet: Aus
geben. Zur Begründung dieſer Antwort wird meiſt an
geführt: Jede Mark, die ausgegeben wird, ſchafft neue
Arbeits und Verdienſtmöglichkeiten. Viele Geſchäftsleute
fördern natürlich im eigenen Intereſſe durch Reklame dieſe
Anſicht: „kaufen, nicht ſparen.“ Und doch, dieſe Anſicht
iſt nicht richtig. Die Sparkaſſen ſtecken ja das bei ihnen
geſparte Geld nicht in den Treſor, ſondern ſie geben es
weiter. Sie leihen es aus an Handel, Gewerbe und Land
wirtſchaft, ſie geben Kredite an die kleineren und mittleren
Betriebe. Auch bei dieſen wird das Geld nicht aufgehoben,
ſondern es dient dazu, um Rohſtoffe, Werkzeuge, Maſchinen,
Land, Saatgut, Gebäude zu kaufen, um Arbeiter und An
geſtellte zu bezahlen uſw. Kurz, es wird auch hier aus
gegeben. Sparen und Ausgeben iſt alſo gar kein Gegen
ſatz, wohl aber gibt es einen wichtigen Unterſchied zwiſchen
Sparen und Ausgeben: Das Geld, das der Einzelne von
ſeinem Einkommen leicht ausgibt, dient im allgemeinen
dem Verbrauch, d. h. dem Kauf von Verbrauchsgütern.
Das Geld hingegen, daß der Einzelne bei der Sparkaſſe
ſpart, dient bis er es wieder braucht der Kapital
bildung, d. h. der Schaffung neuer Arbeitsplätze und Er
werbsmöglichkeiten. Hier zeigt ſich die Unentbehrlichkeit,
die Lebensnotwendigkeit des Sparens, des richtigen Sparens,
freilich nur nicht des Hamſterns. Wer Geld harnſtert,
ſpart zwar auch; aber das iſt ein Sparen, von dem die
Geſamtheit und damit auch der Betreffende ſelber nicht
Nutzen, ſondern Schaden hat. Denn das Geld im „Strumpf“
iſt natürlich totes Kapital, es ſchafft weder Arbeit noch
Verdienſt. Die einzig richtige Parole unſerer Tage lautet
alſo: nicht Unnötiges kaufen, nicht hamſtern, ſondern ſparen.

Dienſt am Kunden. Die Maggi- Geſellſchaft iſt mit
einer praktiſchen Neuerung herausgekommen. Durch die
Umſtellung ihrer Reklame auf die moderne Form der Wert
reklame bietet ſie ihren Kunden die Möglichkeit, wertvolle
Gegenſtände des täglichen Bedarfs als Prämien zu er
werben. Jeder Verbraucher von Maggis Erzeugniſſen, der
Umhüllungen der Würfel oder die den einzelnen Artikeln
beigefügten Gutſcheine ſammelt und an die Maggi-Geſell
ſchaft, Berlin, einſendet, kany ſich die ausgeſetzten Prämien
verſchaffen. Es werden Löffel, Gabeln, Meſſer, Servietten,
Tiſchtücher, Taſchentücher und andere brauchbare Artikel
ausgegeben. Auch der Sportfreunde iſt bei der Auswahl der
Prämien gedacht durch Touriſtenkocher, Fußbälle und dergl

Auszeichnung. Auf der am Sonntag in Deſſau
ſtattgefundenen Anhaltiſchen Geflügelſchau konnte Hans
Selling jun. auf 4 ausgeſtellte Tauben (Kröpfer) einen
Ehrenpreis 2 mal ſehr gut und 1 mal gut erziehlen.

Wittenberg. Der Tiſchler W. H. war durch Urteil
des Amtsgerichts Kemberg im September wegen Diebſtahls
einer Glucke zu einer Woche Gefängnis verurteilt worden.
Gegen dieſes Urteil hat der Angeklagte Berufung eingelegt.
Nach Beweisaufnahme, in der außer zwei Zeugen ein
Sachverſtändiger gehört wird, wird das Urteil im Straf
maß aufgehoben und der Angeklagte anſtelle der Gefängnis
ſtrafe zu 50 RM. Geldſtrafe verurteilt. Im übrigen wird
die Berufung verworfen.

Bad Schmiedeberg. (Lehrlinge als Spitzbuben.) Dem
Beſitzer der hieſigen Sandmühle fiel es wiederholt auf,
daß ihm ſackweiſe Getreide aus der Mühle verſchwand,
ohne einen Anhält dafür zu haben, wer der Dieb ſein
könnte. Jetzt hatte ſich nun der bei ihm in Stellung be
findliche, aus Oberſchleſten ſtammende 18jährige Lehrling
Neſtroi in letzter Zeit durch größere Geldausgaben ver
dächtigt gemacht. Er wurde beobachtet; man ſtellte feſt,
daß N. etwa acht Zentner Weizen und Roggen gemein
ſchaftlich mit dem 20 jährigen Wendt hierſelbſt, der es zu
ſeiner Mutter brachte, verkauft hat. Die Polizei nahm
die unehrlichen Burſchen feſt und lieferte ſie im Gerichts
gefängnis ab.

Düben, 20. Nov. Aus der großen Zahl der Bewerber
etwa 159 iſt in der geſtrigen öffentlichen Sitzung

der Stadtverordneten von den 6 inzwiſchen zur engeren
Wahl geſtellten Kandidaten Dr. ZimmermannHalle mit
Stimmenmehrheit zum Bürgermeiſter unſerer Stadt ge
wählt worden. Das Wahlergebnis, ſcheint, wie man ver
nimint, nicht ganz den Erwartungen weiter Kreiſe der Ein
wohnerſchaft zu entſprechen. Man iſt vielfach der Auf
faſſüng, daß in einer rein evangeliſchen Gemeinde die Be
rufung einer konfeſſionell andersgeſinnten Perſönlichkeit
Dr. Zimmermann iſt katholiſch in das Bürgermeiſter-
amt von außerordentlicher Tragweite ſei. Es wird des
halb ſchon heute angekündigt, durch eine Unterſchriften
ſammlung in der Einwohnerſchaft gegen das Wahlergebnis
zu proteſtieren. Dr. Zimmermann iſt ſeit 4 Jahren Leiter
der Abteilung Kommunalpolitik und Verwaltungsrecht beim
Landbund der Provinz Sachſen. Er war lange Jahre in
der Induſtrie und ſpäter auch bei der Handwerkskammer
in Bochum. Er iſt 37 Jahre alt. Wenn die Regierung
ſeine Wahl beſtätigen wärde, dürfte ſein Amtsantritt bereits
am Januar 1932 erfolgen. Die Beſoldung des neuen
Bürgermeiſters, die anch von der Regierung mit der Maß
gabe genehmigt worden war, daß Dienſtjahre nicht an
gerechnet werden dürfen, richtet ſich nach Gruppe 30 (An
fangsgehalt 3600 R.Mark, ſteigend bis 6600 R. Mark)

Greppin Kreis Bitterfeld), 21. Nov. Die Gemeinde
Greppin befindet ſich in ſchwerer finanzieller Bedrängnis.
Sie iſt nicht in der Lage, ihren Verpflichtungen dem Kreiſe
Bitterfeld gegenüber, bei dem ſie mit der Zahlung von

40000 Mark Steuern im Rückſtande iſt, nachzukommen.
Die Ausgaben haben die Einnahmen in dieſem Rechnungs
jahre ſchon um etwa 170000 Mark überſchritten. Nur
eine ſchnelle ſtaatliche Hilfe kann die Gemeinde vor dem
Aeußerſten bewahren

Sechsprozenkige Lohnkürzung im mitteldeutſchen Mühlen
Gewerbe.

Im Tuarifſtreit des mitteldeutſchen Mühlengewerbes
e der halliſche Schlichtungsausſchuß einen Schieds-
pruch, der eine ſechsprozentige Lohnkürzung vorſieht.

Der Spitzenlohn in Ortsgruppe I beträgt danach ſtatt bisher
44,20 Mark wöchentlich nur noch 41,65 Mark. Der Schieds
ſpruch iſt ſowohl von Arbeitgeber wie auch Arbeitnehmer
ſeite angenommen worden. Das neue Abkommen kann
erſtmalig zum 31. Januar 1932 gekündigt werden. Die
Geltungsdauer des Manteltarifs iſt nach Vornahme einiger
Anderungen, u. a. der Ferienbeſtimmungen, auf ein Jahr
verlängert worden.

Gefängnisſtrafen wegen der Gräfenhainicher Erwerbsloſen
unruhen.

Halle. Jm Prozeß wegen der Gräfenhainicher Erwerbs
loſenünruhen vom 21. Mai d. J. wurde nach dreitägiger Ver
handlung der Haupträdelsführer Paul Uhlig wegen ſchwe
ren Landfriedensbruches und Aufruhrs, Körperverletzung
und Beleidigung zu 9 Monaten, ein Angeklagter unter Hin
zuziehung einer früheren Gefängnisſtrafe von 6 Monaten
zu einer Geſamtſtrafe, von 9 Monaten und zwei Angeklagte
zu 3 bzw. 7 Monate Gefängnis verurteilt. Bei fünf Ange
klagten wurde auf die geſetzliche Mindeſtſtrafe von je 6 Mo
naten Gefängnis erkannt. Die übrigen Angeklagten, darun
ter die fünf Frauen, wurden freigeſprochen.

Jn der Urteilsbegründung wies der Vorſitzende darauf
hin, daß ſich die Krawalle ſehr wohl hätten vermeiden laſſen,
wenn den Erwerbsloſen der Beſchluß des Magiſtrats, wie
der die ungekürzten Unterſtützungsſätze zu zahlen, recht
zeitig mitgeteilt worden wäre.

Krankenkaſſendirektor erſchiefßzt ſich.
Lauchhammer. Der Direktor der Lauchhammerſchen Be

triebskrankenkaſſe Fauſt wurde in ſeinem Bureau er
ſchoſſen aufgefunden. Allem Anſchein nach handelt es
ſich um einen Selbſtmord, über deſſen Gründe noch nichts
bekannt iſt.

Bundeskagung der deutſchen Friſeure.
Nordhauſen. Jn der Zeit vom 15. bis 19. Juli 1932

wird in Nordhauſen der 60. Bundestag deutſcher Friſeure
ſtattfinden. Mit der Tagung iſt eine Ausſtellung ver
bunden.

Aukobus wirft Lokomokive um.
Burg b. Magdeburg. Jn der Nähe von Burg fuhr ein

ſchwerer Perſonenautobus an einem ungeſicherten Bahnüber-
gang auf die Kleinbahn Burg--Zieſar. Der Chauffeur, der
die Signale des Zuges nicht gehört haben will, ſah die Bahn
erſt ſo ſpät, daß er nicht mehr bremſen konnte. Er gab daher
Vollgas, um noch vorher über die Schienen zu kommen,
doch ließ ſich der Zuſamenſtoß nicht mehr vermeiden. Der
Anprall war ſo heffig, daß die Lokomolive aus den Schienen
gehoben und umgeworfen wurde. Von den ſechs Inſaſſen
des Aukobuſſes wurden vier ſchwer verlehßht. Der Wagen

hatte am gleichen Tage eine Reihe von Probefahrten gemacht
und ſollte gerade zur Verkaufsübernahme gebracht werden
Er wurde vollkommen zertrümmert. Wie die Direktion der
Kleinbahn mitteilt, iſt ein größeres Unglück daher vermieden
worden, daß der Zug faſt zum Stehen gebracht worden war

Halle. Die 1. Strafkammer Halle als Berufungsinſtanz
hat den ehemgligen Verwaltungsdirektor Pfeiffer und
den ehemaligen Vorſitzenden der Allgemeinen Ortskranken-
kaſſe Halle von der Anklage der gemeinſchaftlichen Untreue
gegenüber der AOK. freigeſprochen. Das Schöffen
gericht hatte die beiden Angeklagten zu Geldſtrafen verur
keilt, da es in der Gewährung eines Darlehens von 6000 M.
an einen halleſchen Nervenarzt eine Handlung zu Ungunſten
der AOK. erblickte.

Die „Großſtadtk“ kommt zuſtande.
Schönebeck. Jn der Frage der Zuſammenlegung der

drei Orte Schönebeck, Bad Salzelmen und
Frohſe verlautet, daß die ſozialdemokratiſchen Stadtrats
fraktionen übereingekommen ſind, in den Stadtparlamenten
für die Zuſammenlegung zu ſtimmen. Da die Sozialdemo
kraten in den Sadtverordnetenverſammlungen aller drei
Städte die Mehrheit haben, erſcheint ſomit die Annahme
der Zuſammenlegung geſichert.

Sozialdemokraten verlangen S.-A.-Verbok.
Dresden. Nach einem ſozialdemokratiſchen Landtags

antrag ſoll die Regierung die uniformierten Formationen
der NSDAP. ſofort verbieten und angebliche Terrorakte der
Nationalſozialiſten unterbinden.
Ein weiterer Antrag der gleichen Fraktion will die Re

gierung beauftragt wiſſen, die Beſtimmungen im vierten Teil
der ſächſiſchen Verordnung vom 21. September 1931 aufzu
heben, da ſie das Beſchlußrecht der Gemeindeverordneten und
die Gemeindeſelbſtverwaltung einengten.

3000 Mark ſind zu verdienen
Dresden. Zu dem bereits gemeldeten Abhandenkommen

einer Wertkiſte mit 21 400 Mark Jnhalt aus der Kraftgüter
poſt Kamenz- Dresden teilt die Nachrichtenſtelle der Ober
poſtdirektion Dresden mit, daß bisher noch keine Aufklärung
gelungen iſt.
Die von der Oberpoſtdirektion ausgeſetzte Belohnung
für die Ergreifung der Täter iſt auf 1000 Mark erhöht wor
den. Daneben werden 10 Prozent der wiederherbeigeſchaff
ten Summe gezahlt, ſo daß im günſtigſten Fall 3000 Mark
Belohnung zu verdienen ſind.

Leipzig. Nachdem bei den meiſten der beſtreikten Leip
ziger Textilbetriebe die Arbeit wieder aufgenommen worden
iſt, wird nun auch bei der Leipziger Baumwollſpinnerei wie
der gearbeitet. Die Firma hatte am Freitag den Arbeitern
eine Mitteilung zukommen laſſen, nach der ſie ſich bereit
erklärte, den Betrieb wieder zu eröffnen, und auf einer Karte
die Arbeiter erſucht, mitzuteilen, ob ſie unter Forkfall aller
Sonderverg ſtigungen mit der Arbeitswiederaufnahme ein
verſtanden en. Daraufhin hatten ſich etwa 700 Arbeits
willige ein ließlich der Mitglieder der Gewerkſchaften ge
meldet und nahmen am tag früh die Arbeit wieder
auf. Als die RGO. den Abbruch des eiks beſchloß, haben
ſich weitere etwa 500 Mann zur Arbeitswiederaufnahme ein
gefunden. Der Betrieb arbeitet mit etwa 95 Prozent der
ehemaligen Belegſchaft, ſo daß alſo von einer völligen Be
endigung des Leipziger Textilarbeiterſtreiks geſprochen wer
den kann, da die reſtlichen 5 Prozent der Belegſchaft von der
h der Baumwollſpinnerei nicht wieder eingeſtelht
wurden.



Neues aus aller Welt.
Für 15 000 Mark Zigaretten geraubt. Ein dreiſter Ein

bruchsdiebſtahl wurde in die Zigarrenhandlung Louis Kraft
in Berlin verübt. Die Täter hatten ſich am Abend zuvor
in den Kellern des Hauſes Einlaß verſchafft, von dort aus
ein Loch in die Decke geſtemmt und gelangten auf dieſe
Weiſe in die Lagerräume der Firma Sie packken Zigaretten
der verſchiedenſten Marken im Werte von etwa 15 600 Mark
zuſammen und konnten auf dem gleichen Wege wieder un
erkannt entkommen. Es iſt anzunehmen, daß ſie ihre Beute
mit einem Auto fortgeſchafft haben.

Zuſammenſtoß zwiſchen Mokorrad und Auko. Jn
Berlin er ete ſich in der Anhaltſtraße ein Verkehrs
unfall. Ein otorradfahrer, der das Winkzeichen einer
Autodroſchke nicht beachtet hatte, fuhr in dieſe hinein und
kam zu Fall. Mit einem Beinbruch brachte man den Ver
unglückten nach dem nächſten Krankenhaus.

Rälkſelhaftes Verſchwinden eines Zugführers. Auf bis
her noch nicht geklärte Weiſe iſt aus dem Packwagen des
auf der Strecke Hamburg Berlin verkehrenden Güter
zuges 5175 der Zugführer Siemſen aus HämburgRothen
burgsort verſchwunden. Der Beamte wurde zuletzt in
Ludwigsluſt geſehen, als er den Packwagen beſtieg
Beim Eintreffen des Zuges in Wittenberge war Siemſen
verſchwunden. Sein Mantel, ſein Gepäck und ſeine Papiere
würden im Packwagen aufgefunden. Die Strecke zwiſchen
Ludwigsluſt und Wittenberge der Güterzug hatte in
zwiſchen nicht gehalten wurde ſofort abgeſucht, doch
konnte man keinerlei Anhaltspunkte entdecken, die das Ver
ſchwinden Siemſens hätten erklären können. Die einzige
Möglichkeit ſcheint zu ſein, daß Siemſen aus dem Pack
wagen ſtürzte, während der Zug die Eldebrücke paſſierte,
und daß er in der Elde ertrunken iſt. Es iſt bereits An
weiſung gegeben, den Flußlauf abzufiſchen.

Schwerer Verkehrsunfall. Ein ſchwerer Verkehrsuntall

ereignete ſich auf der Landſtraße Halle Leipzig in der Nähe
von Zwintſchönga. Die Reichswehrangehörigen Kurt
Seifert und Moſer aus Leipzig führen mit ihrem Motorrad
auf einen unbeleuchteten Ackerwagen auf. Beide Fahrzeuge
wurden zertrümmert. Die beiden Soldaten ſowie der Ge
ſchirrführer, der 26 Jahre alte Joſeph Pelz aus Bruckdorf
bei Halle, wurden ſehr ſchwer verletzt und ins Barbara
Krankenhaus nach Halle gebracht. Für Seifert beſteht Le
bensgefahr.

Eine folgenſchwere Ohrfeige. Der Arbeiter Fritz Kol
bach aus Görlitz ſtand vor dem Görlitzer Schöffengericht
wegen gefährlicher Körperverletzung, VBeleidigung, Be
drohung und groben Unfugs. Kolbach hatte am 10. Juli auf
der Kränzelſtraße unter Beſchimpfungen und Bedrohungen
einem Nationalſozialiſten eine Ohrfeige verabreicht. Der
Schlag zerriß dem S.A.Mann das Trommelfell. Das Ge
richt verurteilte den Angeklagten zu einem Jahr einem
Monat Gefängnis und vier Wochen Haft und verfügte die
ſofortige Verhaftung des Verurteilten.

Friſtloſe Entlaſſung eines Direktors. Das erſte Vor
ſtandsmitglied der Hannoverſchen Waggonfabrik A.G.
(Hawa), Hannover, Konſul Schöttler, wurde wegen per
ſönlicher Verfehlungen friſtlos entlaſſen. Größere Verluſte
dürfte die Hawa aber nicht erleiden, da ſie ſofort das ge
ſamte Vermögen von Schöttler hat gerichtlich beſchlagnah
men laſſen Schöttler wurde verhaftet.

Angekreuer Kaſſierer ſtellt ſich der Staatsanwaltſchaft.
Morel, der ſeit Ende Oktober nach beträchtlichen Unter
ſchlagungen flüchtige Verwalter der Karlsruher ärzt
lichen Verrechnungsſtelle hat ſich freiwillig der Staatsan
waltſchaft geſtellt. Die im Laufe zweier Jahre von Morel
unterſchlagene Summe beläuft ſich auf etwa 50 000 RM.
Morel hat nicht nur Gelder der ärztlichen Verrechnungs
ſtelle an ſich genommen, ſondern ſoll auch das ganze Ver
mögen der ärztlichen Unterſtützungskaſſe in Höhe von

de RM unterſchlagen haben. Er lebte auf großem
uße.

S Millionen Mark unterſchlagen.
Berlin, 22. November

Das Bankgeſchäft Max Marcus u. Co. mußte ſeine
Zahlungen einſtellen. Die Zahlungsunfähigkeit iſt nach den
Feſtſtellungen von den Treuhändern der Gläubiger und dem
Konkursverwalter auf ſchwerwiegende Verfehlungen zurück
zuführen.

Die Inhaber des Bankgeſchäfts, Max Marcus und Bert
hold Schreiber werden beſchuldigt, die Depols ihrer Kun
den angegriffen und ekwa 5 Millionen Mark unter

ſchlagen zu haben.
Berthold Schreiber hat die Depotunterſchlagungen, die er

mit ſeinem Sozius begangen hat, bereits zugegeben. Max
Marcus dagegen beſtreitet jede Schuld. Im Betrieb der
Bankfirma muß eine große Miß wirtſchaft geherrſcht haben.
Schreiber war der Meinung, daß die unterſchlagenen De
pots durch größere Auslandskonten gedeckt ſeien. Beide Ge
ſchäftsinhaber wurden verhaftet.

Direktor Geiffert nach Paris geflohen.
Berlin, 22. November

In der Angelegenheit des geflüchteken Vorſtandsmit
gliedes der Berliner Bank für Handel und Grundbeſitz iſt
feſtgeſtellt worden, daß Direktor Seiffert bei einer Zweig
ſtelle der Deutſchen Bank auf einen Scheck 150 000 Mari
abgehoben hat.

In den Räumen der Bank für Handel und Grundbeſitz
prüfen ein Kommiſſar und ein Staatsanwalt weiter die Ge
ſchäftsbücher. Ein großer Teil der Korreſpondenz wurde
beſchlagnahmt. Dann wurden Frau Seiffert und die Sekre
tärin des geflüchteten Direktors vernommen. Frau Seiffert
will von den Machenſchaften ihres Mannes nichts gewußt
haben und beſtreitet auch, etwas über die Flucht zu wiſſen.
Weitere Ermiktlungen häben ergeben, daß Direktor Seiffert
auf dem Bahnhof Friedrichſtraße eine Fahrkarte 2. Klaſſe
nach Paris gelöſt hat.
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wollen und -Seiden erhalten Sie zu billigen
Preisen und in gutsortierter, Auswahl bei

ff. Speckkuchen
R. Arnolckh, Kemherg, Markt 3

9Pfunn- und 5pritkuchen 29990000000000000800000000

h

Ernſt Berndt

Harmoniums
Flügel empfiehlt

Kräftige
Knaben-Schul- unck Winterschnürftiefel

Filzpantoffeln (warm und mollig)

elektr. Klaviere
Gute Qualität! Billige Preiſe!

Hoher Barzahlungsrabatt!
Auf Wunſch bequeme Teilzahlungen
Gebrauchte Inſtrumente werden in

Zahlung genommen.
Katalog gratis

Billige gebrauchte Jnſtrumente
ſtändig am Lager

Köhler, Piano- u. Hurmoniumfabrit
Schloß Pretzſch (Elbe)

Intereſſenten ſteht Auto koſtenlos
zur Verfügung

Bürger- Verein

Das neue Provinzial-

ist in allen Einbandarten wieder vorrätig
und empfiehlt zu Weihnachtsgeschenken

Richarcdi Arnold z Kemberg

Otto Paatzſch, Leipziger Straße 34

Gesanghbuch

Leipziger Straße und Markt

Dienstag, den 24. November,
abends 8 Uhr in der Hopfenblüte e e

e Plombieren in Gold, Silber
Handwerkskàsten und Kupferamalgam
laubsägekàsten Anfertigung künstlicher
Laubsägevorla Zähne in Kautſchuck, Gold u.aubsagevorlagen unechten Metallen, ſowie
NModelſierbogen Kronen, Brückenarbeiten
Pelikanol, Syndetikon und Stiftzähne.
Puppenstubentapele Reparaturen werden ſchnell

uſw. ſtens ausgeführt.Richard Arnolcdhl nnngnennunnunenuunn uns
Sämtliche

SchluchteGewürze
billigſt bei J. G. Glaubig

Bukkerbrotpapier

Pergamentpapier
empfiehlt Richard Arnold

e

Karten für den Vortrag des
Pg. Prinz Auguſt Wilhelm
ſind noch zu haben bei Felgner

Anmeldungen wegen Autofahrt

Verſammlung
Erſcheinen aller Mitglieder erforderlich

Der Vorſtand

Bahnhofswirtſchaft
Kemberg

Dienstag abend

Reit-Sport-Verein, Kemberg
ladet ſeine Mitglieder zu dem am Sonnabend, den
28. November, im Hotel Blauer Hecht ſtattfindenden

r Vergnügen
beſtehend aus Konzert, Theater und Ball ein

Der Vorſtand.
NB. Einladungskarten ſind beim Schriftführer abzuholen

ſchnellſtens erbeten Skat Abend J

e
Redaktion, Druck und Verlag: Richard Arnold, Kemberg Fernſprecher Nr. 203




	Kemberger Zeitung
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 139
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	[Colorchecker]






